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1. Einleitende Bemerkungen  

Produkte und ihre Komponenten werden oft weltweit in einer Vielzahl an Ländern hergestellt, 

bevor sie endgültig auf dem US-amerikanischen oder dem österreichischen Markt landen. 

Sowohl in den Vereinigten Staaten als auch in Österreich hat der geschädigte Konsument die 

Möglichkeit, sich bei mehreren Personen schadlos zu halten: beim Produzent des fehlerhaften 

Produkts an sich, beim Produzent einer Produktkomponente, beim Importeur des Produkts 

sowie grundsätzlich bei jeder Person in der Verkaufs- oder Vertriebskette des fehlerhaften 

Produkts. 

 

Oftmals ist für den Konsumenten es vor allem aus Gründen des Haftungsfonds am 

vorteilhaftesten, den Produzenten selbst zu klagen. Dies gilt vor allem in den Vereinigten 

Staaten, die auf Grund ihres Systems der „punitive damages“1 sehr hohe Entschädigungen für 

den Konsumenten festlegen. Es ist jedoch offensichtlich dass ein geschädigter Konsument bei 

Rechtsverfolgung im Ausland eine Vielzahl an Barrieren überwinden und Aufwendungen 

machen auf sich nehmen muss. Nur selten wird er mit der ausländischen Rechtsordnung und 

deren Besonderheiten vertraut sein, was insbesondere die vom Konsumenten selbst zu 

treffende Einschätzung erschwert, ob die Kosten und Aufwendungen des Verfahrens sich 

auszahlen werden. Das kann dazu führen, dass der geschädigte Konsument erst gar nicht 

Klage einbringt. 

 

Es ist daher eine wichtige Frage, welches Land in einem Produkthaftungsfall internationale 

Zuständigkeit genießt. Es hat Auswirkungen darauf, ob der Konsument Klage einbringen wird 

                                                 
1 Unabhängig von der Höhe des eingetretenen Schadens wird als pönales Element eine Summe zugesprochen, 
die sich an der Leistungsfähigkeit des schädigenden Unternehmens orientiert. Diese können oft sehr hoch 
ausfallen. 



und unter Umständen sogar auf die Höhe des zugesprochenen Schadenersatzes.2 Während der 

Konsument in einer Konsumenten-freundlichen Jurisdiktion klagen möchte, wird der 

Produzent versuchen, die Zuständigkeit für eine stärker Unternehmens-freundliche 

Jurisdiktion zu bringen.  

2. Forschungsfrage 

Diese Arbeit beschäftigt sich mit der Frage, welche Voraussetzungen unter US-

amerikanischem beziehungsweise unter österreichischem Recht für das Vorliegen von 

Internationaler Zuständigkeit in Produkthaftungsfällen gegeben sein müssen. In einer 

vergleichenden Studie sollen die Unterschiede in diesen beiden Rechtssystemen aufgezeigt 

werden. Es soll der Frage nachgegangen werden, aus welchen Gründen diese Unterschiede 

bestehen. Zudem soll  versucht werden, Tendenzen einer Angleichung beziehungsweise einer 

mangelnden Angleichung im Zeitraum der letzten Jahre zu analysieren. 

3. Methode und Forschungsumfang 

Einerseits soll diese Arbeit die derzeitigen rechtlichen Voraussetzungen für das Vorliegen von 

Internationaler Zuständigkeit in Produkthaftungsfällen in den USA und in Österreich 

beschreiben. Hierbei wird besonders auf die Unterschiede, die sich aus case-law und 

kontinentaleuropäischem Recht ergeben, Bedacht genommen. Eine Analyse dieser 

Voraussetzung wird auf ausgewählte Aspekte fokussieren, in denen sich die Voraussetzungen 

des US-amerikanischen Zivilverfahrensrechts vom österreichischen unterscheiden. 

Schließlich sollen auch einige aktuelle Entwicklungen in diesem Gebiet diskutiert und 

verglichen werden. 

 

4. Vorläufiges Inhaltsverzeichnis 

1. Einleitung 

2. Grundsätzliches zur Produkthaftung 

3. Internationale Zuständigket 

                                                 
2 Der Umfang des Schadenersatzzuspruches richtet sich nach dem anzuwendenden Recht, das gemäß der Regeln 
des Internationalen Privatrechts bestimmt wird. Es gibt jedoch auch prozessrechtliche Regeln, die Auswirkungen 
auf den Schadenersatz haben können, wie beispielsweise Verjährungsregeln. Ein weiteres Beispiel ist die 
prozessrechtlich vorgeschriebene Jury-Trial. Die Entschediungsfindung mittels Jury – wie in den USA üblich -  
tendiert grundsätzlich dazu, eher konsumentenfreundlich zu entscheiden. Somit kann eine prozessrechtliche 
Regel sich durchaus auch auf den Zuspruch des Schadenersatzes und dessen Höhe auswirken.   



3.1. Definition von Internationaler Zuständigkeit 

3.2. Internationale  Zuständigkeit in den Vereinigten Staaten 

3.2.1. Grundsätzliches zur Internationalen Zuständigkeit in den Vereinigten Staaten 

3.2.2. Besondere Aspekte der Zuständigkeit in Produkthaftungsfällen  

3.3. Internationale Zuständigkeit in Österreich 

3.3.1. Rechtsquellen – EU-Recht und nationales Recht 

3.3.2. Grundsätzliches zur Internationalen Zuständigkeit in Österreich 

3.3.3. Besondere Aspekte der Internationalen Zuständigkeit in Produkthaftungsfällen 

4. Ausgewählte Aspekte 

4.1. Mentales Element 

4.2. Vermögensgerichtsstand  

5. Aktuelle Entwicklungen 

5.1. Aktuelle Entwicklungen in den USA  

5.1.1. The Foreign Manufacturers Legal Accountability Act of 2010 

5.2. Aktuelle Entwicklungen in der EU 

5.3. Angleichungstendenzen? 

6. Conclusio 

7. Bibliographie 

 

5. Übersicht über den vorläufigen Forschungsstand 

Das Thema dieser Arbeit ist internationale Zuständigkeit in Produkthaftungsfällen in den 

Vereinigten Staaten und in Österreich. Daher soll eingehend der Forschungsgegenstand 

eingeschränkt werden, indem eine kurze Beschreibung der Produkthaftungsfälle gegeben 

wird. In einem nächsten Schritt soll Grundlegendes über die beiden Zivilverfahrensordnungen 

aufgezeigt und auf die Besonderheiten der Produkthaftung eingegangen werden. 

 

Das österreichische Zivilverfahrensrecht ist stark von den Europäischen Rechtsquellen 

dominiert. Abhängig vom Sitz des Produzenten bestehen unterschiedliche Regeln, die auf die 

Frage der internationalen Zuständigkeit Anwendung finden – nationales österreichisches 

Recht oder EU-Recht. Dies kann auch zu unterschiedlichen Ergebnissen führen.  

In den Vereinigten Staaten bestehen keine speziellen Regeln für Internationale Zuständigkeit. 

Es werden schlicht dieselben Standards und Tests auf internationale Fälle angewendet, die im 

Zusammenhang mit Fällen entwickelt wurden, die sich zwischen zwei oder mehreren Staaten 



der Vereinigten Staaten ereignet haben. Die Kriterien für Internationale Zuständigkeit ergeben 

sich aus der US-Verfassung sowie aus Statuten und Case-law, welche die Grenzen der mittels 

Verfassung übertragenen Zuständigkeit der einzelnen Gerichte näher definieren. Gerade in 

Produkthaftungsfällen gab es mehrere Fälle, in denen es eine Uneinigkeit der Richter des 

Supreme Courts gab. Dies ist ein erstes Indiz über wie komplex und kontrovers dieses 

Rechtsgebiet ist. Eine detailliertere Analyse der einzelnen Fälle und ein Vergleich dieser Fälle 

zeigen einige interessante Theorien bezüglich der Voraussetzungen für Internationale 

Zuständigkeit auf.  

 

In einem nächsten Schritt fokussiert diese Arbeit auf einige ausgewählte Aspekte der 

Internationalen Zuständigkeit, bei welchem sich die US-amerikanische und die 

österreichische Rechtslage stark unterscheiden. Beispielsweise verlangt das US-Recht nach 

einem „mentalen Element“. Damit ein Produzent in einem Staat der USA geklagt werden 

kann, muss er folglich eine Handlung unternommen haben, um sich mit diesem Staat in 

Verbindung zu setzen, und es muss ihm auch klar gewesen sein, beziehungsweise darauf 

angekommen sein, dass seine Produkte in diesem Staat vertrieben werden. Dies steht im 

krassen Unterschied zu österreichischem Recht. Artikel 5 Abs 3 der Brüssel-Verordnung 

knüpft ausschließlich an den Ort an, an dem der Schaden eingetreten ist. Eine Intention des 

Produzenten ist hier absolut irrelevant. Diese Arbeit soll diesen krassen Unterschied kritisch 

beleuchten und Tendenzen einer Angleichung (oder deren Fehlen) analysieren. 

  

Schließlich sollen weitere aktuelle Entwicklungen thematisiert werden. In den USA hat sich – 

wohl auch auf Grund der sehr restriktiven Möglichkeit der Zuerkennung von Internationaler 

Zuständigkeit mangels mentalem Element – das Problem gezeigt, dass geschädigte 

Konsumenten nicht in der Lage waren, Schadenersatz von ausländischen Produzenten 

einzufordern. Dies wurde vor allem im Bereich Kinderspielzeug und Gipswände aus China  

thematisiert, welche importiert und verwendet wurden und stark gesundheitsschädigende und 

auch letale Folgen hatten. Aus dieser Motivation heraus wurde 2010 der „Foreign 

Manufacturers Legal Accountability Act“ im Congress vorgestellt. Auch dieser 

Gesetzesentwurf soll in meiner Arbeit analysiert werden. 
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